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(2) Darüber hinaus bestellt der Senat der Fachhochschule Lausitz eine „Kommission zur Un-
tersuchung von Vorwürfen wissenschaftlichen Fehlverhaltens“. Sie besteht aus drei in der 
Forschung erfahrenen Professoren der Fachhochschule. 
 
(3) Die Kommission wählt aus ihrer Mitte einen Vorsitzenden. Sie entscheidet mit Stimmen-
mehrheit der Mitglieder. Die Vertrauensperson und ihr Stellvertreter gehören der Kommission 
mit beratender Stimme an. 
 
(4) Die Kommission wird auf Antrag der Vertrauensperson, ihres Stellvertreters oder eines 
ihrer Mitglieder aktiv. Das Verfahren vor der Kommission ersetzt nicht andere, gesetzlich 
oder satzungsrechtlich geregelte Verfahren (Ordnungsverfahren, Disziplinarverfahren, Ar-
beitsgerichtliche Verfahren, Strafverfahren). Diese werden ggf. von den jeweils zuständigen 
Organen eingeleitet. 
 
(5) Die Amtszeit der Vertrauensperson, ihres Stellvertreters und der Mitglieder der Kommis-





(1) Bei konkreten Verdachtsmomenten für wissenschaftliches Fehlverhalten wird unverzüg-
lich im Regelfalle die Vertrauensperson, ggf. auch ein Mitglied der o. g. Kommission, info r-
miert. Die Information soll schriftlich erfolgen; bei mündlicher Information ist ein schrift-
licher Vermerk über den Verdacht und die diesen begründenden Belege aufzunehmen. 
 
(2) Die Vertrauensperson übermittelt Anschuldigungen wissenschaftlichen Fehlverhaltens 
unter Wahrung der Vertraulichkeit zum Schutz des Informanten und der Betroffenen der 
Kommission, die die Angelegenheit untersucht. 
 
(3) Dem vom Verdacht des Fehlverhaltens Betroffenen wird unverzüglich von der Kommis-
sion unter Nennung der belastenden Tatsachen und Beweismittel Gelegenheit zur Stellung-
nahme gegeben. Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend. Die Frist für die Stellungnahme beträgt 
zwei Wochen. Der Name des Informierenden wird ohne dessen Einverständnis in dieser Phase 
dem Betroffenen nicht offenbart. 
 
(4) Nach Eingang der Stellungnahme des Betroffenen oder nach Verstreichen der Frist trifft 
die Kommission innerhalb von zwei Wochen die Entscheidung darüber, ob das Vorprüfungs-
verfahren - unter Mitteilung der Gründe an den Betroffenen und den Informierenden - zu be-
enden ist, weil sich der Verdacht nicht hinreichend bestätigt oder ein vermeintliches Fehlve r-
halten sich vollständig aufgeklärt hat, oder ob eine Überleitung in das förmliche Untersu-
chungsverfahren zu erfolgen hat. 
 
(5) Wenn der Informierende mit der Einstellung des Vorprüfungsverfahrens nicht einverstan-
den ist, hat er innerhalb von zwei Wochen das Recht auf Vorsprache in der Kommission, die 





(1) Die Eröffnung des förmlichen Untersuchungsverfahrens wird der Präsidentin vom Vorsit-
zenden der Kommission mitgeteilt. 
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(2) Die Kommission kann nach eigenem Ermessen Fachgutachter aus dem Gebiet eines zu 
beurteilenden wissenschaftlichen Sachverhaltes sowie Experten für den Umgang mit solchen 
Fällen als weitere Mitglieder mit beratender Stimme hinzuziehen.  
 
(3) Die Kommission berät in nichtöffentlicher mündlicher Verhandlung. Sie prüft in freier 
Beweiswürdigung, ob wissenschaftliches Fehlverhalten vorliegt. Dem Wissenschaftler, dem 
Fehlverhalten vorgeworfen wird, ist in geeigneter Weise Gelegenheit zur Stellungnahme zu 
geben. Der Betroffene ist auf seinen Wunsch mündlich anzuhören; dazu kann er eine Person 
seines Vertrauens als Beistand hinzuziehen. Dies gilt auch für sonstige anzuhörende Personen. 
 
(4) Den Namen des Informierenden offenzulegen kann erforderlich werden, wenn der Betrof-
fene sich andernfalls nicht sachgerecht verteidigen kann, weil beispielsweise die Glaubwür-
digkeit und Motive des Informierenden im Hinblick auf den Vorwurf möglichen Fehlverha l-
tens zu prüfen sind. 
 
(5) Hält die Kommission ein Fehlverhalten für nicht erwiesen, wird das Verfahren eingestellt. 
Hält die Kommission ein Fehlverhalten für erwiesen, legt sie das Ergebnis ihrer Untersuchung 
der Präsidentin mit dem Vorschlag zum weiteren Verfahren, auch in bezug auf die Wahrung 
der Rechte anderer, zur Entscheidung und weiteren Veranlassung vor. 
 
(6) Die wesentlichen Gründe, die zur Einstellung des Verfahrens oder zur Weiterleitung an 
die Präsidentin geführt haben, sind dem Betroffenen und dem Informierenden unverzüglich 
schriftlich mitzuteilen. 
 






(1) Wenn wissenschaftliches Fehlverhalten festgestellt worden ist, prüft die Präsidentin zur 
Wahrung der wissenschaftlichen Standards der Hochschule als auch der Rechte aller direkt 
und indirekt Betroffenen die Notwendigkeit weiterer Maßnahmen. Die Ahndung wissen-
schaftlichen Fehlverhaltens richtet sich nach den Umständen des Einzelfalles. 
 
(2) In der Hochschule sind die Konsequenzen des Fehlverhaltens zu prüfen. Die Fachbereiche 
haben in Zusammenarbeit mit der Hochschulleitung zu prüfen, ob und inwieweit andere Wis-
senschaftler (frühere und mögliche Kooperationspartner, Koautoren), wissenschaftliche Ein-
richtungen, wissenschaftliche Zeitschriften und Verlage (bei Publikationen), Fördereinrich-
tungen und Wissenschaftsorganisationen, Standesorganisationen, Ministerien und Öffentlich-
keit benachrichtigt werden sollen oder müssen. 
 
(3) Die jeweils zuständigen Organe und Einrichtungen leiten je nach Sachverhalt arbeits-, 






Diese Ordnung tritt am Tage nach ihrer Bekanntgabe in Kraft. 
